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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Thomas Aeschi (svp, ZG) verlangte in einer Motion Parallelitait zwischen den
Verjahrungsregeln der Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben herzustellen. Bisher waren bei der Verrechnungssteuer und bei den
Stempelabgaben die Festsetzungsverjahrung - also die Frist fir die steuerpflichtige
Person, die Selbstveranlagung zu andern, und diejenige fur die Behodrden, eine
Steuerforderung festzusetzen - und die Bezugsverjahrung - also die Frist fur die
Eintreibung der Steuern - rechtlich nicht getrennt aufgefuhrt worden. Zudem gab es
keine absolute Verjahrung, also keine Verjéahrungsfrist, die nicht unterbrochen werden
konnte und die nicht stillstand. Dadurch konnten Steuerforderungen durch
Verjahrungsunterbrechungen ,ewig" aufrechterhalten werden. Aeschi schlug daher vor,
in Ubereinstimmung mit dem Mehrwertsteuergesetz bei der Verrechnungssteuer und
bei den Stempelabgaben zwischen Festsetzungs- und Bezugsverjahrung zu
unterscheiden und jeweils eine relative Verjahrungsfrist - eine Frist, in der allfallige
Antrage auf Festsetzung oder Korrektur der Steuerforderungen eingereicht werden
mussen - von funf Jahren sowie eine absolute Verjahrungsfrist von zehn Jahren
einzufihren. Ebenfalls dem Mehrwertsteuergesetz entsprechend sollten die
Unterbrechungsgrinde der Verjahrung bei der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben abschliessend aufgezahlt werden. Dies sei ndtig, da bei diesen
~Selbstdeklarationssteuern™ ein erhdhtes BedUrfnis nach Rechtssicherheit bestehe,
erklarte der Motionar. Zudem wirden damit die Verfahren beschleunigt. Es gebe
Uberdies keinen Grund, wieso diesbezuglich zwischen den drei
Selbstdeklarationssteuern Unterschiede bestehen sollten.

Der Bundesrat entgegnete, dass eine solche Anderung den Zweck der
Verrechnungssteuer - die Sicherung der direkten Steuern - unterlaufen wirde, weil
dadurch ihre Verjahrungsfrist kurzer wére als diejenige der Kantons- und
Bundessteuern, bei denen die absolute Verjahrungsfrist 15 Jahre betragt. Bei der
Stempelabgabe sei eine Neuregelung aufgrund der geringen Anzahl Betroffener sowie
der automatisierten und unproblematischen Abwicklung nicht notwendig. Zudem kénne
es zu vermehrtem Eintritt der Verjahrung von Steuerforderungen und zu einer
Verunmoglichung von rechtskonformer Besteuerung kommen. So kdnnten bei
Verrechnungssteuer und Stempelabgaben bereits jetzt vermehrt Handlungen mit dem
Ziel, die Justizverfahren in die Lange zu ziehen, beobachtet werden, was durch eine
entsprechende Anderung noch verstarkt werden kénnte.

In der Fruhjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Motion, wobei
Finanzminister Maurer zusatzlich zu den bereits schriftlich vom Bundesrat dargelegten
Argumenten darauf hinwies, dass auch der Zeitpunkt im Hinblick auf die laufende
Revision des Verrechnungssteuergesetzes und die Diskussion Uber die Abschaffung der
Stempelsteuer nicht sinnvoll sei. Falls gewlnscht, ware ein solcher Vorschlag .im
Zusammenhang mit einer moglichen Vorlage zur Stempel- und Verrechnungssteuer™ zu
diskutieren. Knapp nahm die grosse Kammer den Vorstoss dennoch mit 101 zu 92
Stimmen an. Die SVP- und FDP-Fraktionen stimmten der Motion geschlossen, die BDP-
Fraktion teilweise zu.'

Anfang 2019 stimmte auch die WAK-NR der durch den Stinderat erfolgten Anderung
der Motion Jauslin (fdp, AG) fur eine Harmonisierung der Zinsen bei
Bundessteuererlassen mit 17 zu 8 Stimmen zu. Eine Minderheit beantragte dem
Nationalrat hingegen, die geénderte Motion abzulehnen: Sie beflrchtete, dass der
Bundesrat die Verzugs- und Vergutungszinsen durch den Verzicht auf deren Anbindung
an die Marktentwicklung auf 5 Prozent und nicht auf die gewilnschten 3 Prozent
festsetzen werde. Stattdessen sollten die Ratsmitglieder der parlamentarischen
Initiative Regazzi (cvp, TI; Pa.lv. 16.470) vertrauen, mit der die Verzugszinsen an die
Marktzinsen angepasst werden sollen, erklarte Thomas Aeschi (svp, ZG) fir die
Minderheit im Nationalrat, der die gednderte Motion in der Frihjahrssession 2019
beriet. Matthias Jauslin zeigte sich in der Folge besorgt um die Harmonisierung der
Verzugszinsen der verschiedenen Steuern, die in der Initiative nicht enthalten ist.
Finanzminister Maurer betonte, die gednderte Motion Jauslin bei Annahme zusammen
mit der parlamentarischen Initiative Regazzi behandeln zu wollen. Der Nationalrat folgte
der Mehrheit mit 118 zu 65 Stimmen und nahm die geédnderte Motion Jauslin an. 2
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Die WAK-SR empfahl mit 6 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) die Ablehnung der Motion
Aeschi (svp, ZG) fir eine Parallelitit zwischen den Verjédhrungsregeln der
Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den Stempelabgaben. In ihrer
Argumentation schloss sich die Kommission dem Bundesrat an und erklarte in ihrem
Bericht unter anderem, sie sehe keinen verjahrungsrechtlichen Zusammenhang
zwischen den drei Steuerarten.

In der Sommersession 2019 lehnte der Standerat die Motion stillschweigend ab. ®

1) AB NR, 2018, S. 221
2) AB NR, 2019, S. 249 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 30.1.19
3) AB SR, 2019, S. 424; Bericht WAK-SR vom 8.4.19
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